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SPD-Chefin fordert Rückzug der
Bundesregierung von Elon Musks X

SPD-Chefin Esken fordert von der Bundesregierung, Elon
Musks Plattform X nicht weiter zu unterstützen und

alternative Kommunikationswege zu finden.

Die Debatte um die Kommunikationsplattform X, die von Elon
Musk betreut wird, gewinnt zunehmend an Bedeutung,
insbesondere in Berlin, wo politische Entscheidungsträger nach
Lösungen suchen, um die digitale Landschaft sicherer zu
gestalten. In den letzten Tagen hat SPD-Chefin Saskia Esken
dringende Maßnahmen gefordert und betont, dass die
Bundesregierung die Plattform nicht weiter unterstützen sollte.

Die Forderung nach Alternativen

Esken äußerte im Interview mit dem «Handelsblatt», dass es
entscheidend sei, eine angemessene Reaktion auf die
Herausforderungen, die von X ausgehen, zu finden. Sie plädiert
dafür, dass Regierung und Europäische Union aktiv nach
Alternativen für ihre Kommunikationsmöglichkeiten suchen, um
die Abhängigkeit von Elon Musks Plattform zu verringern.

Rechtsverletzungen und mögliche
Konsequenzen

In diesem Kontext ist die vorläufige Einschätzung der EU-
Kommission von großer Relevanz. Diese hat festgestellt, dass X
möglicherweise gegen EU-Recht verstößt, insbesondere weil die
Gestaltung der Plattform Nutzer irreführen könnte. Die
Kommission hat Bedenken geäußert, dass jeder Nutzer einen



verifizierten Account erhalten kann, was fragliche Informationen
begünstigen könnte. Dies könnte für Musk und sein
Unternehmen erhebliche finanzielle Folgen haben, da eine hohe
Strafzahlung droht, sollte sich der Verdacht erhärten.

Der Einfluss von Desinformation

Ein weiterer kritischer Punkt, den Esken angesprochen hat, ist
die Rolle von X im Kampf gegen Desinformation, insbesondere in
Bezug auf russische Informationskampagnen. Sie warf Musk vor,
die Plattform in erster Linie für seine persönlichen Ansichten zu
nutzen, statt proaktive Maßnahmen zur Bekämpfung solcher
Kampagnen zu ergreifen. Dies wirft Fragen über die
Verantwortung von Kommunikationsplattformen auf und deren
Einfluss auf öffentliche Diskurse.

Potenzial für neuen Regulierungen

Die Diskussion über die Regulierung von Plattformen wie X ist
nicht nur von nationaler Bedeutung, sondern hat auch
Auswirkungen auf einen breiteren europäischen Kontext. Das
neue EU-Gesetz über digitale Dienste (DSA) bietet der
Kommission Werkzeuge, um gegen Plattformen vorzugehen, die
gegen geltendes Recht verstoßen. Es liefert einen Rahmen,
innerhalb dessen die EU ihre digitalen Märkte überwachen und
kontrollieren kann, um die Nutzer zu schützen und die
Verbreitung von Falschinformationen zu minimieren.

Fazit und Ausblick

Die Forderungen von Saskia Esken nach einem Rückzug der
Bundesregierung von X könnten als eine Wendung in der Politik
der digitalen Kommunikation betrachtet werden. Es bleibt
abzuwarten, ob und wie schnell die Bundesregierung handeln
wird. In einer immer komplexeren digitalen Welt ist es
unerlässlich, dass Regierungen proaktive Maßnahmen ergreifen,
um die Integrität ihrer Kommunikationswege zu wahren und die



Bürger vor möglichen Risiken zu schützen.
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